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In dieser Woche haben CDU und FDP

ihren Haushaltsentwurf für 2018 im

Landtag vorgestellt. Sie behaupteten,

dass man mit dem Plan erstmals auf

„Null-Verschuldung“ zu kommen, ei-

nen Durchbruch erzielt habe.

Das ist eine klare Lüge, den die SPD

ha�e bereits 2016 einen Haushalt 

ohne neue Schulden abgeschlossen.

Und auch 2017 wäre das geglückt,

wenn die neue Mehrheit aus CDU und

FDP mit einem Nachtragshaushalt

neue Schulden gemacht hä�e.

CDU und FDP spart nicht wirklich.

Nur 1,7 Promille des Haushalts wer-

den aus Einsparungen gegenfinanziert 

(131 Mio Euro bei einem Etat von 75

Milliaren Euro). Dieser Promillewert

ist bei Verkehrskontrollen beeindu-

ckend—bei der Finanzpoli�k weniger.

Der Haushaltsentwurf der Mi�e-

Rechts-Koali�on ist unsozial, da bei

den Schwachen gespart werden soll:

Kürzung beim Sozialen Arbeitsmarkt

(10 Mio. Euro), Kürzung bei der Sozia-

len Flüchtlingsberatung (17 Mio. Euro)

und Kürzungen beim Sozial�cket (5 

Mio. Euro).

Auffällig ist, dass CDU und FDP einige 

ihrer Wahlversprechen brechen: Sie

ha�en erklärt, die Erhöhung der 

Grunderwerbssteuer zurücknehmen

NRW-Haushalt 2018 wird unsozial.

zu wollen. Fehlanzeige. Verspro-

chen—gebrochen! Sie haben zuge-

sagt, dass innerhalb von 5 Jahren

Schluss mit den Staus sein werde.

Davon will man jetzt nichts mehr

hören. CDU und FDP wollten mit

einer Reform der Gemeindefinanzen 

für niedrigere Grund– und Gewerbe-

steuerhebesätze sorgen. Davon ist

jetzt keine Rede mehr. Laschet

ha�e versprochen die Kommunen 

an der Integra�onspauschale zu be-

teiligen. Jetzt wird jedoch kein Cent

weitergeleitet.

Die Mi�e-Rechts-Koali�on ist kom-

munalfeindlich. Die Landesregie-

rung will die Städte und Gemeinden

an der Finanzierung der Krankenhaus-

inves��onskosten kün�ig mit mehr als 

100 Mio. Euro beteiligen.

CDU und FDP schaffen Versorgungs-

posten. Unmi�elbar nach der Regie-

rungsbildung wurden 139 zusätzliche

Top-Stellen auf den Leitungsebenen

der Staatskanzlei und der Ministerien

geschaffen—meist für Parteifreunde.

Das kostet 7 Mio. Euro und ist damit

der teuerste Regierungswechsel in der

Geschichte des Landes Nordrhein-

Wes�alen.


